
6.1 Entstehung und Kontext des Verständnisses von Pluralismus

Pluralismus bezeichnet die positive Bewertung und den Schutz von Meinungs- 
und Interessenvielfalt, ohne die demokratische Willensbildung nicht funktionie-
ren kann (Wenzel, 2023). Pluralismus ist ein voraussetzungsreiches Konzept und 
entsteht erst mit dem Aufk ommen einer modernen Erkenntnistheorie (Ludwig 
& Ruphy, 2021). Bis ins 18. Jahrhundert hinein wurde die Vorstellung einer an-
zustrebenden einheitlichen Perspektive auf die Welt, die für alle verbindlich ist 
und aus der sich für alle verbindliche Wahrheiten ableiten lassen, allgemein als 
Grundannahme geteilt. Der so genannte Monismus stützte sich entweder auf eine 
Idee (Off enbarung, politische Ideologie, philosophische Ableitung) oder auf mate-
rielle Erkenntnis (Naturwissenschaft ). Diejenigen, welche die vorherrschende Auf-
fassung der Welt nicht teilten, wurden und werden bis heute in vielen Ländern 
ausgegrenzt und mitunter verfolgt. 

Erst in der Epoche der Aufk lärung entstand die Vorstellung, dass eine Vielfalt 
von Auff assungen zu einem Gegenstand nicht an sich problematisch oder defi zi-
tär sei, sondern das Ergebnis unterschiedlicher sozialer, religiöser und kulturel-
ler Kontexte sowie der Erfahrungen, die Menschen in diesen Kontexten machen. 
Diese Vielfalt wird im deutschen Sprachraum zum ersten Mal bei Immanuel Kant 
positiv bewertet, für den die Auseinandersetzung mit unterschiedlichen Auff as-
sungen eine tiefere Einsicht in Sachverhalte ermöglicht (Kerber, 1989). Während 
Kants Standpunkt noch Raum dafür lässt, dass die Erkundung verschiedener An-
sichten der Erlangung allgemein gültiger Wahrheiten dient, wird die Idee der kon-
textlos gültigen Wahrheit im Pragmatismus (James, 1909) sowie in gegenwärtigen 
Wissenschaft stheorien aufgegeben. 

Während Pluralismus bis ins 20. Jahrhundert häufi g als Uneinigkeit problema-
tisiert wurde, ist der Begriff  nun zunehmend als Ausdruck von Kreativität und 
Innovationskraft  positiv konnotiert. Wissenschaft stheoretisch vertritt Hans Al-
bert (1991) die Position, dass es im Hinblick auf Problemlösungen nicht hilfreich 
sei, von der Vorstellung einer einheitlichen Wahrheit auszugehen, sondern ein 
Denken in Alternativen durch diverse Konzeptionen mit unterschiedlichen Be-
zugspunkten zu befördern. Daraus lässt sich ableiten, dass es für Gesellschaft en 
vorteilhaft  ist, wenn sich eine Vielfalt von Menschen in Gesellschaft  und Politik 
einbringen. Ohne Toleranz für vielfältige Erfahrungen und Perspektiven bleiben 
Gesellschaft en hinter ihrem Problemlösepotenzial zurück. 

Parallel zum erkenntnistheoretischen Pluralismus entwickelte sich im 20. Jahr-
hundert das Konzept des politischen Pluralismus (Mason, 2023). Unter diesem 
Begriff  wird die Frage diskutiert, inwiefern dem Staat ein Recht zukommt, gesell-
schaft liche Lebensbereiche zu regulieren und zu vereinheitlichen. Ein extremer 
Pluralismus betont diesbezüglich die Autonomie sozialer Gruppen und lehnt eine 
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Vormachtstellung des Staates vollständig ab (Laski, 1917). Dagegen vertritt ein ex-
tremer Anti-Pluralismus (Totalitarismus) die Notwendigkeit der Unterordnung al-
ler Gruppen und aller Lebensbereiche unter die Ordnungsmacht des Staates. In 
demokratischen Gesellschaft en ist das Spannungsfeld von Autonomie und Regula-
tion Gegenstand eines permanenten Aushandlungsprozesses. 

 Der demokratische Rechtsstaat gesteht sozialen Gruppen und Individuen eine 
große Freiheit zur eigenen Lebensführung zu und sichert diese durch ein um-
fassendes Gewaltmonopol ab. Dieses Monopol greift , wenn der gesellschaft liche 
Pluralismus durch Extremismus einzelner Gruppen oder bei Angriff en von außen 
oder auch bei organisierter Kriminalität bedroht wird. Der demokratische Rechts-
staat verdient sich die Anerkennung seiner Souveränität, indem er Individuen 
und soziale Gruppen in ihren Gestaltungsmöglichkeiten nach innen und nach au-
ßen schützt und unterstützt (Hidalgo, 2018).

Daraus lässt sich ableiten, dass es im Rahmen des politischen Pluralismus eine 
Aufgabe des Staates ist, die Toleranz seiner Bürger*innen untereinander zu stär-
ken und sie vor Diskriminierung aufgrund ihrer Zugehörigkeit zu einer sozi-
alen Gruppe zu schützen. Weiterhin lässt sich aus dem politischen Pluralismus 
ableiten, dass es eine Aufgabe des Staates ist, der Privilegierung einzelner sozia-
ler Gruppen gegenüber anderen Gruppen oder gegenüber dem Staat entgegen-
zutreten. Während es möglich ist, dass soziale Gruppen es als Ausdruck eines 
politischen Pluralismus betrachten, eine privilegierte Position zu beanspruchen, 
ist damit immer implizit die Abwertung von anderen verbunden. Deshalb ist es 
Aufgabe des Staates, diesen vermeintlichen Pluralismus dort zu begrenzen, wo er 
andere Individuen und soziale Gruppen einzuschränken droht oder das Gewalt-
monopol und die Souveränität des Staates gefährdet.

Vor diesem theoretischen Hintergrund werden im folgenden Kapitel die Er-
gebnisse der Schülerbefragung in ICCS 2022 zu den Fragen von Toleranz, Dis-
kriminierungssensibilität und gruppenbezogener Privilegierung zusammengestellt. 
Dabei erfassen die empirischen Konstrukte jeweils nur einen Teil dessen, was an 
unterschiedlichen Formen von Toleranz, Diskriminierung und gruppenbezogener 
Privilegierung in Demokratien relevant ist. Toleranz wird exemplarisch entlang 
zweier sozialer Gruppendiff erenzen thematisiert, zum einen durch Einstellungen 
zur Gleichberechtigung von Frauen und Männern und zum anderen durch Ein-
stellungen zur Gleichberechtigung von Migrant*innen (Kap. 6.2). Diskriminierung 
wird in diesem Kapitel auf die allgemeine Einschätzung zur Diskriminierungs-
häufi gkeit angesichts unterschiedlicher Gruppenmerkmale bezogen. Wir bezeich-
nen dies als Diskriminierungswahrnehmung (Kap. 6.3). Dagegen geht es im Kapitel 
„Schulische Sozialbeziehungen“ um selbst erlebte Diskriminierung im schulischen 
Kontext. Abschließend werden in diesem Kapitel Einstellungen zur gruppenbezo-
genen Privilegierung am Beispiel der Überzeugungen zur Privilegierung von Religi-
on in der Gesellschaft  diskutiert (Kap. 6.4).

Andere Formen der Privilegierung, die sich politisch gegen die Gleichwer-
tigkeit von sozialen Gruppen richten und so Pluralismus gefährden, werden als 
Rechtsextremismus bzw. Rechtspopulismus in der politischen Sozialisationsfor-
schung und politischen Bildung derzeit allgemein breiter thematisiert (z. B. Rippl 
& Seipel, 2022), so dass ICCS 2022 hier eine komplementäre Funktion erfüllen 
kann. Allen Formen der gruppenbezogenen Privilegierung ist gemeinsam, dass 
den Angehörigen einer Gruppe aufgrund einer Gruppenzugehörigkeit, von der 
andere mehr oder weniger rigide ausgeschlossen sind, Vorrechte zugestanden 
werden (Milbradt et al., 2022). Der antipluralistische Kern der Privilegierung be-
steht zunächst darin, dass das Vertreten von Positionen, die als nicht zugehörig 
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zur eigenen Gruppe defi niert werden, abgewertet werden (Tulis & Langeder-Höll, 
2020). Die Ausgrenzung und Abwertung steht in der Gefahr, mit Feindbildkon-
struktionen weiter legitimiert zu werden. Dabei kann die Ablehnung von Plura-
lismus auch durch eine grundsätzliche Sehnsucht nach Eindeutigkeit und einer 
starken Führung weiter genährt sein, die demokratische Gesellschaft en und Re-
gierungsformen mit ihrer Notwendigkeit zur Kompromissfi ndung häufi g nicht 
unmittelbar erfüllen können (Niehoff , 2022). 

6.2  Toleranz

Toleranz kann als die Anerkennung der Werte und Interessen aller begriff en wer-
den, solange diese nicht die Werte und Interessen anderer beeinträchtigen (Hare, 
1983/2016, S. 177f.). Konkret zeichnet sich Toleranz durch die positive Einstellung 
zur Gewährung gleicher Rechte für verschiedene soziale Gruppen, darunter Men-
schen mit internationaler Geschichte, ethnische Gemeinschaft en und Frauen aus 
(Sandoval-Hernández et al., 2018; Ziemes & Abs, 2020). 

Toleranz ist für Demokratien essentiell, weil die demokratietheoretische Er-
wartung einer aktiven Diskursteilhabe als Bürger*in nur dann berechtigt ist, wenn 
die Teilhabe von allen gleichermaßen anerkannt wird (Hoskins & Mascherini, 
2009). Die Bürger*innen müssen davon ausgehen können, dass sie als Gleiche, 
unabhängig von ihren sozialen Gruppenmerkmalen, behandelt werden, wenn sich 
keine Vorbehalte gegenüber der Gesellschaft  entwickeln sollen. Deshalb stellt To-
leranz gegenüber unterschiedlichen sozialen Gruppen ein wichtiges Ziel politi-
scher Bildung in Demokratien dar, das auch im theoretischen Rahmen von ICCS 
Resonanz fi ndet (Schulz et al., 2023).

6.2.1 Gleichberechtigung von Frauen und Männern

Für die Demokratie ist die Geschlechtergleichheit von großer Bedeutung: Wenn 
ein Teil der Gesellschaft  nicht über volle politische Rechte verfügt, verliert De-
mokratie ihre Legitimation. Dennoch schien diese Annahme über weite Teile der 
Geschichte hinweg keineswegs selbstverständlich (Welzel et al., 2002). Erst im 20. 
Jahrhundert erhielten Frauen in europäischen Demokratien das aktive und passi-
ve Wahlrecht, je nach Alter der Demokratie Jahrzehnte bzw. Jahrhunderte nach-
dem dies Männern ermöglicht wurde (Feist, 1986).

Die Anerkennung des Werts der Gleichberechtigung der Geschlechter hat sich 
weltweit verstärkt und ist Teil eines Modernisierungsprozesses, der mit verbes-
serten sozialen Bedingungen einhergeht (Inglehart & Norris, 2003). Obwohl sich 
der Zugang von Frauen zur politischen Macht verbessert hat, sind Frauen faktisch 
nirgendwo mit Männern gleichgestellt in Bezug auf ihren Einfl uss und ihre Aus-
übung politischer Autorität (Alexander et al., 2016). In den letzten zehn Jahren 
haben verschiedene europäische Länder Rückschritte in Bezug auf Demokratie 
und Geschlechtergleichheit erlebt, parallel zum Aufstieg der radikalen Rechten, 
anti-gender Bewegungen und Parteien (Lombardo et al., 2021). 

Mit Blick auf diese Entwicklungen ist es von entscheidender Bedeutung, die 
Faktoren zu analysieren, die die Unterstützung der Geschlechtergleichheit beein-
fl ussen. Konservativere politische Ansichten stehen in Verbindung mit geringerer 
Unterstützung für Geschlechtergleichheit, wie von Cokley et al. (2010) festgestellt. 
Ebenso weist die Civic Education Study (CivEd) darauf hin, dass Schüler*innen 
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aus Ländern mit niedrigerem Bruttoinlandsprodukt pro Kopf und höheren Ar-
beitslosenquoten weniger unterstützend für politische Rechte von Frauen sind 
(Torney-Purta et al., 2001). Die Analysen von ICCS 2016 zeigen einen Zusam-
menhang zwischen politischem Wissen, politischer Selbstwirksamkeit und der 
Einstellung zur Geschlechtergleichheit in allen teilnehmenden europäischen Län-
dern (Caponera & Palmerio, 2018). 

In ICCS 2022 wurde ein entsprechender Fragenblock eingeleitet mit „Es gibt 
unterschiedliche Ansichten über die Rolle von Frauen und Männern in der Ge-
sellschaft . Inwieweit stimmst du den folgenden Aussagen zu oder nicht zu?“, 
woraufh in sieben Aussagen (Variablen IS4G25A-G) in einem vierstufi gen Ant-
wortformat („Stimme stark zu“, „Stimme zu“, „Stimme nicht zu“, „Stimme gar 
nicht zu“) bewertet werden konnten: 
A. Männer und Frauen sollten die gleichen Chancen haben, sich an der Regie-

rung zu beteiligen.#

B. Männer und Frauen sollten in jeder Hinsicht die gleichen Rechte haben.#

C. Frauen sollten sich aus der Politik heraushalten. (-)#

D. Wenn nicht viele Arbeitsplätze vorhanden sind, sollten Männer eher ein Recht 
auf einen Arbeitsplatz haben als Frauen. (-)#

E. Männer und Frauen sollten gleich bezahlt werden, wenn sie die gleichen Jobs 
machen.#

F. Männer sind besser qualifi ziert, politische Führungskräft e zu sein als Frauen. 
(-)#

G.  Im Bundestag sollte es gleich viele Männer und Frauen geben.

Die Schülerantworten zu sechs Aussagen – mit # gekennzeichnet – konnten zu ei-
ner international vergleichbaren Skala Gleichberechtigung von Frauen und Män-
nern (S_GENEQL) zusammengefasst werden, die über die teilnehmenden Länder 
hinweg eine hohe Reliabilität (Cronbachs α  =  0.81) erreicht. Items, die mit (-) ge-
kennzeichnet sind, wurden invertiert in die Skala hinzugefügt. Nicht integriert in 
diese Skala wurde das Item zur Zusammensetzung des Bundestages.

Die erste Spalte der Tabelle 6.1 enthält eine Länderliste mit den Referenzlän-
dern Nordrhein-Westfalen (NRW) und Schleswig-Holstein (SH) in den ersten 
Zeilen. Werte für die europäische Vergleichsgruppe werden ohne NRW und SH 
gemittelt und sind in der nächsten Zeile zu fi nden. Nachfolgend sind europäische 
und dann außereuropäische Länder in jeweils alphabetischer Reihenfolge aufge-
führt. Die ersten vier aufgeführten Items gingen in den Skalenwert ein, der in der 
letzten Spalte berichtet wird, während das fünft e Einzelitem zur Zusammenset-
zung des Bundestages nicht Teil der Skala ist. Der Skalenwert in der letzten Spalte 
stellt die Zustimmungswahrscheinlichkeit zur Gleichberechtigung insgesamt dar. 
Der Skalenwert ist so kalibriert, dass er mit dem internationalen Mittelwert von 
ICCS 2009 vergleichbar ist. Der internationale Mittelwert in ICCS 2009 wurde auf 
50 mit einer Standardabweichung von 10 standardisiert. Der Skalenwert dient pri-
mär dem Vergleich von Schüler*innen aus verschiedenen Ländern oder Gruppen 
in Bezug auf das Konstrukt insgesamt. Hohe Werte bedeuten, dass gleiche Rechte 
für Männer und Frauen befürwortet werden. In diesem Kapitel folgen alle Tabel-
len, in denen Skalen im europäischen Vergleich dargestellt und beschrieben wer-
den, diesem Muster. 
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Auf der Skalenebene zeigt sich, dass Schüler*innen aus NRW und SH der Gleich-
berechtigung von Frauen und Männern relativ positiv gegenüberstehen. Die Wer-
te der Schüler*innen liegen statistisch signifi kant über denen der europäischen 
Vergleichsgruppe. Schweden hat die höchsten Skalenwerte, gefolgt von Italien und 
SH. Auf Itemebene zeigt sich, dass Schüler*innen in ganz Europa einig sind, dass 
Frauen die gleichen Chancen haben sollten, sich an der Regierung zu beteiligen 
(Zustimmungsrate von über 85 %). Komplexer ist das Bild bei der Aussage, dass 
Frauen sich aus der Politik heraushalten sollten: Hier reichten die Zustimmungs-
werte von 9 % in Dänemark bis 32 % in Bulgarien und Serbien. Mit 11 % liegen 
NRW und SH deutlich unter dem europäischen Vergleichsgruppenwert. Noch 

Tabelle 6.1: Gleichberechtigung von Frauen und Männern 

VG Europa. Vergleichsgruppe Europa. Mittelwert der europäischen Ländergruppe.
1 Benchmark-Teilnehmer. Nicht Teil der VG Europa.
2 Teilnahmequoten auf Schul- und/oder Schülerebene liegen unterhalb der internationalen Vorgaben, wodurch Repräsentativität nicht in 

gleicher Weise abgesichert ist. 
3 Vorgaben für Teilnahmequoten auf Schul- und/oder Schülerebene unter Einbezug von Ersatzschulen werden beinahe erreicht.
4 Ausschlüsse der nationalen Zielpopulation liegen zwischen 5–10 %.
5 Abweichende Zielpopulation: 9. Klasse.

 Wert signifi kant höher als VG Europa (p < 0.05)
 Keine siginifi kante Abweichung von VG Europa
 Wert signifi kant niedriger als VG Europa (p < 0.05)

IEA: International Civic and Citizenship Education Study © ICCS 2022

Anteil Schüler*innen für die Antwortkategorien 
„Stimme stark zu“ und „Stimme zu“ Skalenwert
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% (SE) % (SE) % (SE) % (SE) % (SE) M (SE)

Nordrhein-Westfalen1 95.7 (0.4) 11.9 (0.8) 17.4 (0.8) 17.4 (0.8) 66.1 (1.1) 54.4 (0.3)
Schleswig-Holstein1,2 96.6 (0.8) 11.3 (1.3) 15.1 (1.2) 18.4 (1.5) 66.0 (1.4) 55.7 (0.4)

   
VG Europa 93.6 (0.1) 16.4 (0.2) 21.4 (0.3) 26.2 (0.3) 65.7 (0.2) 52.0 (0.1)  
Bulgarien 89.5 (0.7) 32.6 (1.2) 39.1 (1.3) 40.1 (1.3) 59.3 (1.2) 46.3 (0.3)
Dänemark2 95.6 (0.4) 8.9 (0.7) 11.8 (0.7) 15.2 (0.9) 60.6 (1.2) 55.3 (0.3)
Estland 94.0 (0.6) 13.9 (1.1) 19.6 (1.1) 30.0 (1.2) 55.8 (1.2) 51.3 (0.4)
Frankreich 95.2 (0.5) 10.5 (0.7) 13.9 (0.8) 17.9 (0.9) 76.4 (1.0) 55.5 (0.3)
Italien 97.5 (0.3) 10.0 (0.9) 13.5 (1.1) 13.5 (0.8) 77.4 (0.9) 55.7 (0.3)
Kroatien4 96.7 (0.5) 12.2 (0.7) 14.1 (0.8) 25.5 (1.0) 71.9 (0.9) 53.7 (0.3)
Lettland4 87.5 (0.7) 20.6 (1.0) 29.1 (1.1) 29.7 (1.0) 45.7 (1.0) 48.3 (0.2)
Litauen 92.0 (0.6) 15.2 (0.9) 23.1 (1.1) 26.6 (0.9) 59.6 (1.1) 51.2 (0.3)  

Malta 94.6 (1.0) 15.1 (1.7) 18.8 (1.8) 21.3 (1.9) 77.5 (1.6) 53.8 (0.7)
Niederlande3 94.1 (0.6) 16.2 (1.1) 20.5 (1.2) 22.0 (1.1) 62.0 (1.3) 52.0 (0.4)
Norwegen4,5 94.0 (0.5) 12.3 (0.6) 15.7 (0.6) 19.7 (0.6) 64.3 (0.7) 54.9 (0.2)
Polen 92.3 (0.5) 9.5 (0.5) 19.2 (0.7) 29.9 (0.9) 60.0 (0.9) 51.1 (0.2)
Rumänien 94.2 (0.5) 20.5 (1.5) 25.9 (2.6) 34.2 (2.2) 63.1 (1.3) 50.1 (0.7)
Schweden4 96.4 (0.4) 9.6 (0.9) 13.3 (1.0) 15.5 (1.0) 72.6 (1.0) 56.4 (0.3)
Serbien 90.7 (0.6) 32.1 (1.0) 30.7 (1.3) 43.2 (1.1) 71.2 (0.8) 47.3 (0.2)
Slowakei 92.6 (0.6) 18.7 (0.9) 32.8 (1.2) 32.1 (1.2) 59.5 (0.9) 48.5 (0.3)
Slowenien 91.7 (0.6) 20.7 (0.9) 26.2 (1.0) 30.1 (1.0) 67.2 (0.8) 50.3 (0.3)
Spanien 96.8 (0.4) 15.0 (1.0) 14.0 (1.0) 21.5 (0.9) 73.6 (1.0) 54.5 (0.3)
Zypern 92.2 (0.6) 18.3 (0.9) 25.5 (1.2) 29.9 (1.1) 71.0 (0.8) 51.0 (0.3)

   
Außereuropäische Vergleichsländer    
Brasilien2 95.4 (0.4) 17.1 (1.0) 23.7 (1.1) 25.1 (1.1) 75.3 (0.9) 51.5 (0.3)  
Kolumbien 95.2 (0.4) 24.6 (1.4) 32.7 (1.4) 31.0 (1.2) 77.0 (0.9) 48.4 (0.4)  
Taiwan 98.5 (0.2) 9.0 (0.7) 13.9 (0.8) 12.3 (0.8) 86.5 (0.7) 57.6 (0.2)  
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größer ist die Schwankung, wenn es um die Frage geht, ob gleich viele Frauen 
und Männer im Bundestag sein sollen. International wurde hier jeweils nach dem 
nationalen Parlament gefragt. Hier schwankt der Wert zwischen 46 % in Bulgarien 
und 77 % in Malta und Italien. 

E s zeigt sich, ähnlich wie 2016, dass Schüler*innen sich im Hinblick auf ei-
nige Fragen der Geschlechtergleichberechtigung länderübergreifend einig sind. 
Die meisten Heranwachsenden in Europa vertreten den Standpunkt, dass Frau-
en die gleichen Chancen haben sollten, sich an der Regierung zu beteiligen, d. h., 
die allgemeine Norm der Gleichberechtigung wird kaum bestritten. Komplexer 
ist das Bild, wenn Frauenrechte und Männerrechte in unmittelbarer Konkurrenz 
abgewogen werden sollen, bei Fähigkeitszuschreibungen oder Forderungen der 
Gleichstellung: Hier werden Unterschiede und eine etwas niedrigere Zustimmung 
zur Geschlechtergleichheit in den Teilnahmeländern deutlich. 

6.2.2  Gleichberechtigung von Migrant*innen1

Eine Möglichkeit, Einstellungen zur Gleichberechtigung von Migrant*innen zu er-
fassen, besteht darin nach der politischen und sozialen Toleranz gegenüber dieser 
Gruppe zu fragen. Während Personen sozial möglicherweise weniger tolerant sein 
können (zum Beispiel keine Bereitschaft , persönliche Beziehungen zu Menschen 
mit internationaler Geschichte aufzubauen) oder sogar xenophobe Einstellungen 
hegen können (wie irrationale Ängste gegenüber Menschen mit internationaler 
Geschichte), können sie dennoch politische Rechte für Migrant*innen anerken-
nen, wie das Recht auf Bildung oder das Recht zur politischen Teilnahme (Isac 
et al., 2019). In ICCS sind beide Aspekte, soziale und politische Toleranz, durch 
Aussagen im Schülerfragebogen hinterlegt. 

Inhaltliche Vorstellungen darüber, welche Anforderungen Migrant*innen er-
füllen sollen, um Staatsbürger*innen werden zu können, z. B. indem sie die 
Grundregeln des Landes akzeptieren und die Sprache lernen, haben seit den 
1990er Jahren gegenüber ethnischen Vorstellungen an Bedeutung gewonnen 
(Schmidt & Weick, 2020). 

Vorherige Forschungen basierend auf Daten der European Social Survey (ESS) 
zeigen, dass die Aufnahme von Migrant*innen eher abgelehnt wird als gleiche 
Rechte für Migrant*innen. Multilevel-Analysen zeigen zusätzlich, dass je höher 
das Bildungs- und Einkommensniveau einer Person ist, desto wahrscheinlicher ist 
es, dass sie gleiche Rechte für Migrant*innen unterstützt (Gorodzeisky & Semy-
onov, 2009). Hingegen ist bei älteren Personen und solchen, die eine rechtsge-
richtete politische Ausrichtung haben, die Wahrscheinlichkeit höher, sich gegen 
gleiche Rechte für Migrant*innen auszusprechen (Indelicato et al., 2023).

Die Ergebnisse der CivEd-Studie von 1999 lassen erkennen, dass in den meis-
ten Ländern befragte Jugendliche, die selbst eine internationale Geschichte hatten, 
tendenziell positivere Einstellungen zu den Rechten von Migrant*innen haben als 
Schüler*innen ohne internationale Geschichte. In 23 teilnehmenden Ländern der 
Studie zeigten Schülerinnen positivere Einstellungen als Schüler (Torney-Purta et 

1 Im Methodenkapitel zum Umgang mit sozialen Diff erenzkategorien wird für diesen Band 
begründet, warum der Begriff  „Menschen mit internationaler Geschichte“ den älteren Be-
griff  des „Migrationshintergrundes“ ersetzt und welche Migrationsphänomene damit be-
zeichnet werden sollen. In vorliegenden Kapiteln wird der Begriff  Migrant*innen verwen-
det, wenn er auch in den Befragungsinstrumenten von ICCS verwendet wurde. Gegenüber 
den Befragten erfolgte keine defi nitorische Festlegung des Begriff s. 
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al., 2001). Die Ergebnisse der ICCS 2016-Studie zeigen, dass junge Menschen in 
den vierzehn europäischen Ländern im Durchschnitt weitgehend tolerante Ein-
stellungen gegenüber Migrant*innen aufweisen (Isac et al., 2019).

Die Skala Einstellung zur Gleichberechtigung von Migrant*innen, die in ICCS 
2022 eingesetzt wurde, besteht aus fünf Items, die eine positive Einstellung zu 
gleichen Rechten von Migrant*innen erfassen. D er Frageblock wurde eingeleitet 
mit „Inwieweit stimmst du den folgenden Aussagen zu Migrant*innen zu oder 
nicht zu?“, woraufh in fünf Aussagen (Variablen IS4G24A-E) in einem vierstufi gen 
Antwortformat („Stimme stark zu“, „Stimme zu“, „Stimme nicht zu“, „Stimme gar 
nicht zu“) bewertet werden konnten: 
A. Kinder von Migrant*innen sollten die gleichen Bildungschancen haben wie 

andere Kinder im Land.
B. Migrant*innen, die mehrere Jahre in einem Land leben, sollten die Möglich-

keit haben, an Wahlen teilzunehmen. 
C. Migrant*innen sollten die Möglichkeit haben, ihre eigenen Bräuche und ihren 

eigenen Lebensstil fortzusetzen.
D. Migrant*innen sollten die gleichen Rechte haben wie alle anderen im Land.
E. Migrant*innen bringen Deutschland viele kulturelle, soziale und wirtschaft li-

che Vorteile.

Alle Aussagen konnten zu einer international vergleichbaren Skala (S_IMMPOS) 
zusammengefasst werden, die über die teilnehmenden Länder hinweg eine hohe 
Reliabilität (Cronbachs α  =  0.83) erreicht. 

Im europäischen Vergleich zeigt sich eine signifi kant überdurchschnittliche 
Zustimmung zu gleichen Rechten von Migrant*innen bei den befragten Jugend-
lichen in NRW und SH (vgl. Tab. 6.2). Sämtlichen Items stimmen Schüler*innen 
in beiden Bundesländern in weit überwiegender Mehrheit zu. Auch im interna-
tionalen Vergleich sind Schüler*innen sich weitgehend einig, dass Kinder von 
Migrant*innen die gleichen Bildungschancen haben sollten wie andere Kinder 
in ihren Heimatländern: Alle Zustimmungswerte liegen überall meist deutlich 
über 85 %. Deutlich mehr Streuung fi ndet sich bei den Zustimmungswerten zu 
der Aussage, dass Migrant*innen nach mehreren Jahren Wahlrechte haben sollen. 
Hier reichen die Zustimmungswerte von 68 % in Bulgarien bis 91 % in Italien. Mit 
88 % liegen NRW und SH deutlich über dem europäischen Vergleichsgruppen-
wert von 80 %. Ähnliche Schwankungen lassen sich bei der Frage beobachten, ob 
Migrant*innen kulturelle, soziale und wirtschaft liche Vorteile bieten. Hier diver-
giert der Wert zwischen 62 % in Lettland und 81 % in Spanien. Schüler*innen aus 
NRW und SH stimmten mit 77 % bzw. 75 % signifi kant häufi ger zu als die europä-
ische Vergleichsgruppe mit 72 %.

Es  zeigt sich, dass die große Übereinstimmung der Schüler*innen in allen 
Ländern sich nur auf die pauschal gestellte Frage zur Gleichberechtigung von 
Migrant*innen und auf ihr Recht auf gleiche Bildungschancen bezieht. Komplexer 
ist die Situation, sobald es um die gesellschaft liche Teilhabe von Migrant*innen 
geht. Zwar sollen sie die gleichen Bildungschancen haben, ein gleiches Wahlrecht 
wird aber etwas weniger einhellig anerkannt. Ferner erhielt die Aussage, dass 
Migrant*innen kulturelle, soziale und wirtschaft liche Vorteile bieten, weniger Un-
terstützung als die Aussagen, die auf Rechte bezogen sind. 
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6.3  Diskriminierungswahrnehmungen 

Diskriminierung, die ungerechtfertigte Ungleichbehandlung von Menschen auf-
grund einer Gruppenzugehörigkeit (vgl. Jonas & Beelmann, 2009), bedroht 
den gesellschaft lichen Pluralismus, weil sie Menschen das Signal sendet, nicht 
in gleicher Weise Teil der (politischen) Gemeinschaft  zu sein und für die Mei-
nungs- und Interessenvielfalt relevant zu sein. Diskriminierung beruht auf der 
Verweigerung der Anerkennung des Gegenübers als Inhaber*in gleicher Rechte. 

Anteil Schüler*innen für die Antwortkategorien 
„Stimme stark zu“ und „Stimme zu“ Skalenwert

gleiche 
Chancen auf 

Bildung

gleiche 
Wahlrechte 
nach meh. 

Jahren

Bräuche und 
Lebensstil 
fortsetzen

gleiche 
Rechte 
wie alle

Migrant*in-
nen bringen 

Vorteile

Einstellungen 
Gleichbe-
rechtigung 

von Migran-
t*innen

% (SE) % (SE) % (SE) % (SE) % (SE) M (SE)
Nordrhein-Westfalen1 96.0 (0.4) 88.4 (0.7) 90.4 (0.6) 91.9 (0.7) 77.1 (1.0) 51.5 (0.2)
Schleswig-Holstein1,2 95.8 (0.6) 88.6 (0.9) 87.3 (1.0) 92.7 (0.7) 75.6 (1.4) 51.6 (0.3)

   
VG Europa 93.0 (0.2) 80.3 (0.2) 86.0 (0.2) 87.8 (0.2) 72.0 (0.3) 49.7 (0.1)  
Bulgarien 85.7 (1.0) 68.0 (1.0) 82.2 (1.0) 76.6 (0.9) 63.2 (1.1) 46.1 (0.3)
Dänemark2 95.3 (0.4) 85.9 (0.8) 87.3 (0.7) 90.0 (0.7) 69.2 (1.0) 49.8 (0.3)
Estland 92.6 (0.9) 74.5 (1.4) 83.5 (0.9) 87.8 (0.8) 65.6 (1.1) 47.7 (0.3)
Frankreich 95.0 (0.6) 85.7 (0.7) 84.9 (0.8) 91.2 (0.6) 81.1 (0.8) 52.3 (0.2)
Italien 97.1 (0.4) 91.0 (0.9) 93.5 (0.6) 93.9 (0.8) 79.8 (1.0) 52.9 (0.3)
Kroatien4 96.1 (0.4) 80.8 (1.0) 92.3 (0.7) 93.0 (0.6) 70.4 (1.1) 50.9 (0.2)
Lettland4 87.9 (0.7) 75.2 (1.0) 81.5 (0.8) 84.3 (0.8) 62.2 (0.9) 46.4 (0.2)
Litauen 91.9 (0.6) 68.1 (1.0) 88.7 (0.8) 85.5 (0.7) 69.5 (1.0) 47.7 (0.2)
Malta 92.7 (1.2) 84.0 (0.9) 88.2 (1.3) 87.2 (1.3) 78.8 (1.4) 51.4 (0.4)
Niederlande3 92.4 (0.7) 83.4 (1.0) 82.2 (1.1) 85.6 (0.8) 74.7 (1.1) 49.3 (0.3)
Norwegen4,5 93.9 (0.4) 86.9 (0.6) 89.5 (0.6) 92.1 (0.5) 79.6 (0.8) 52.7 (0.2)
Polen 95.6 (0.3) 75.9 (0.7) 89.0 (0.6) 89.4 (0.6) 72.2 (0.9) 48.3 (0.2)
Rumänien 94.3 (0.8) 83.8 (1.6) 88.6 (1.8) 89.6 (0.9) 76.5 (2.4) 50.3 (0.6)
Schweden4 95.7 (0.5) 87.0 (0.8) 88.7 (0.7) 94.4 (0.6) 78.8 (1.0) 53.7 (0.3)
Serbien 88.7 (0.8) 64.8 (1.2) 79.3 (0.9) 78.4 (0.9) 50.8 (1.2) 45.8 (0.2)
Slowakei 94.0 (0.6) 81.7 (0.9) 81.3 (1.0) 88.5 (0.9) 73.1 (0.9) 48.5 (0.2)
Slowenien 93.1 (0.6) 82.0 (0.8) 82.9 (0.6) 86.6 (0.7) 76.8 (0.8) 49.3 (0.2)
Spanien 93.4 (0.5) 87.5 (0.6) 88.3 (0.6) 90.7 (0.7) 81.3 (0.9) 51.7 (0.2)
Zypern 91.5 (0.6) 80.0 (0.9) 83.0 (0.8) 84.1 (0.9) 63.8 (1.1) 48.9 (0.2)

   
Außereuropäische Vergleichsländer    
Brasilien2 93.2 (0.4) 86.9 (0.6) 86.9 (0.7) 86.7 (0.6) 82.9 (0.8) 51.1 (0.2)  
Kolumbien 94.3 (0.4) 81.8 (0.8) 85.9 (0.7) 87.0 (0.6) 74.0 (0.9) 49.3 (0.2)  
Taiwan 97.2 (0.3) 93.7 (0.4) 95.6 (0.4) 95.9 (0.4) 96.7 (0.3) 56.5 (0.2)  

Tabelle 6.2: Gleichberechtigung von Migrant*innen

VG Europa. Vergleichsgruppe Europa. Mittelwert der europäischen Ländergruppe.
1 Benchmark-Teilnehmer. Nicht Teil der VG Europa.
2 Teilnahmequoten auf Schul- und/oder Schülerebene liegen unterhalb der internationalen Vorgaben, wodurch Repräsentativität nicht in 

gleicher Weise abgesichert ist. 
3 Vorgaben für Teilnahmequoten auf Schul- und/oder Schülerebene unter Einbezug von Ersatzschulen werden beinahe erreicht.
4 Ausschlüsse der nationalen Zielpopulation liegen zwischen 5–10 %.
5 Abweichende Zielpopulation: 9. Klasse.

 Wert signifi kant höher als VG Europa (p < 0.05)
 Keine siginifi kante Abweichung von VG Europa
 Wert signifi kant niedriger als VG Europa (p < 0.05)

IEA: International Civic and Citizenship Education Study © ICCS 2022
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Für die Teilhabe am politischen und gesellschaft lichen Leben und für ein Leben 
frei von Gewalt ist die Anerkennung als Mensch mit gleichen Rechten aber eine 
notwendige Voraussetzung (Moshman, 2011; Ziemes, 2023).

Der Aktivismus diskriminierter Gruppen zielt neben der Schaff ung von inter-
ner Gruppenkohäsion auch auf die Sensibilisierung der Gesamtbevölkerung für 
ungerechte Benachteiligungen ab. Sie weisen auf die Diskrepanz zwischen dem 
Versprechen pluralistischer Demokratien und dessen Umsetzung hin. Diese wahr-
genommene Diskrepanz lässt sich als Demokratiedefi zit verstehen (Norris, 2011). 
Das bedeutet, dass die Ansprüche der Bürger*innen an den Schutz von Gruppen 
nicht erfüllt werden. Ein Bewusstsein für Diskriminierung erhöht die Bereitschaft  
der Bevölkerung zur Perspektivenübernahme mit Mitgliedern der diskriminierten 
Gruppe und die Unterstützung von Maßnahmen, die eine gesellschaft liche und 
politische Gleichstellung herbeiführen sollen (Iyer et al., 2003; van Acker et al., 
2014) .

Der Aufb au eines Bewusstseins für Diskriminierung und die Bereitschaft , sich 
gegen diese einzusetzen, kann durch politische Bildung und Demokratieerzie-
hung gefördert werden (Freire, 2014; Schwarzenthal et al., 2022). Für die Diskus-
sion des Konzeptes sollte zwischen objektiver und subjektiver Diskriminierung 
unterschieden werden. Objektive Diskriminierung bezieht sich auf messbare Un-
gleichheiten in der gesellschaft lichen und politischen Teilhabe von Gruppen (z. B. 
den Anteil von Frauen im Bundestag), wohingegen sich subjektive Diskriminie-
rung auf Selbstberichte der Diskriminierung bezieht. Interessant ist, dass in Län-
dern, in denen die Gleichstellung marginalisierter Gruppen weiter fortgeschritten 
ist, Menschen häufi ger Diskriminierung berichten (El-Mafaalani et al., 2017). 
Auch Analysen aus ICCS 2016 zeigen, dass Jugendliche in Schweden, ein Land 
mit hoher ökonomischer Gleichstellung der Geschlechter (World Economic Fo-
rum, 2016), im europäischen Vergleich besonders oft  glaubten, dass Frauen we-
niger Karrierechancen haben als Männer (Ziemes et al., 2017). Die Erfassung 
von wahrgenommener Diskriminierung erfasst also nicht zuletzt die Sensibilisie-
rung für die ungerechtfertigte Ungleichbehandlung einer Gruppe und damit ein 
Gleichstellungsdefi zit. Daraus lässt sich schließen, dass Unterschiede in der wahr-
genommenen Diskriminierung verschiedener Gruppen sich nicht unmittelbar auf 
Unterschiede in der tatsächlichen Diskriminierung der Gruppen beziehen lassen, 
sondern auf Gefälle von Anspruch und wahrgenommener Umsetzung der Gleich-
stellung.

In ICCS 2022 wurden die Diskriminierungswahrnehmungen der 14-Jähri-
gen im europäischen Modul erfasst, also in einem Teil der Befragung, der von 
europäischen Ländern gewählt werden konnte. Die EU hat den Abbau von Dis-
kriminierung in der Charta der Grundrechte der EU (2000, § 20–26) als Ziel fest-
gehalten. Im Zyklus von ICCS 2016 wurden Schüler*innen gefragt, inwieweit sie 
der Ansicht sind, dass Menschen mit verschiedenen Gruppenmerkmalen schlech-
ter behandelt werden. Jedoch waren die Items für jede Gruppe unterschiedlich 
formuliert, daher waren die Ergebnisse zwischen den Gruppen schwer vergleich-
bar. Im aktuellen Zyklus wurde den Schüler*innen zunächst eine Defi nition von 
Diskriminierung angezeigt: „Diskriminierung liegt vor, wenn jemand nur auf-
grund eines bestimmten persönlichen Merkmals, wie z. B. Alter, Geschlecht oder 
Hautfarbe, ungerecht benachteiligt wird. Wir würden gerne deine Meinung über 
Diskriminierung in der Gesellschaft  wissen.“ Daraufh in sollten Schüler*innen auf 
einer vierstufi gen Skala angeben, in welchem Ausmaß sie Diskriminierung in ih-
rem jeweiligem Land wahrnehmen („Gar nicht“, „Wenig“, „Teilweise“ oder „Viel“). 
Die wahrgenommene Diskriminierung wurde im Hinblick auf folgende elf Grup-
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pen erfasst (ES4G06A-K): Frauen; junge Menschen; in Armut lebende Menschen; 
religiöse Minderheiten; Menschen mit Behinderungen; ältere Menschen; Men-
schen mit Migrationsgeschichte; Menschen mit anderen politischen Meinungen 
als die Mehrheit; Menschen aus der LGBTQ+ Gemeinschaft  (z. B. schwule oder 
transgeschlechtliche Menschen); Menschen, die nicht weiß sind (z. B. Schwar-
ze Menschen, people of color); Menschen aus ethnischen Minderheiten (z. B. Sinti 
und Roma).

Tabelle 6.3 zeigt den Anteil der Schüler*innen, die der Meinung sind, dass die 
jeweiligen Gruppen im eigenen Land teilweise oder viel diskriminiert werden. Die 
Items sind angeordnet nach absteigender Zustimmung im europäischen Mittel. 
Die Analysen zeigen, dass sehr viele Schüler*innen die LGBTQ+ Gemeinschaft  
als diskriminierte Gruppe wahrnehmen. Dabei liegen die Werte in NRW (88 %) 
und SH (87 %) noch etwas höher als im europäischen Vergleich (79 %). In NRW 
und SH wird mit über 80 % und im europäischen Vergleich mit über 70 % weiter-
hin die Diskriminierung von Menschen mit Migrationsgeschichte, armen Men-
schen und nicht weißen Menschen stark wahrgenommen. Die Diskriminierung 
von Frauen wird in NRW (75 %) und SH (75 %) deutlich stärker wahrgenommen 
als im europäischen Vergleich (62 %). Die Diskriminierung von religiösen Min-
derheiten wird nur in den Niederlanden (78 %) so stark eingeschätzt wie in NRW 
und SH (je 77 %). Auch bei der Einschätzung der Diskriminierung von Menschen 
mit anderen politischen Positionen liegen NRW (60 %) und SH (63 %) deutlich 
über dem europäischen Mittel (55 %), mit Malta (67 %) und Litauen (65 %) als 
Länder mit noch etwas höheren Werten. Vergleichsweise gering sind dagegen die 
Werte in der Slowakei (41 %), in Estland (42 %) und in den Niederlanden (47 %). 
Etwa die Hälft e der Schüler*innen in NRW, SH und im Mittel der europäischen 
Vergleichsgruppe sind der Auff assung, dass jüngere Menschen diskriminiert wer-
den. Am geringsten ist die Diskriminierungswahrnehmung bei den 14-Jähri-
gen für ältere Menschen. Während die Diskriminierungswahrnehmung für viele 
Gruppen in NRW und SH über dem europäischen Mittel liegt, liegt sie hier in 
NRW mit 31 % und in SH mit 32 % deutlich unter dem europäischen Vergleichs-
wert von 38 %.

Die Ergebnisse verdeutlichen, marginalisierte Gruppen stehen nicht in Kon-
kurrenz um Diskriminierungswahrnehmungen: Es gibt eher Unterschiede im Ni-
veau zwischen den Ländern und verschiedenen Gruppen, aber kaum ausgeprägte 
Interaktionen. In manchen Ländern wird insgesamt mehr Diskriminierung wahr-
genommen als in anderen. Diskriminierungswahrnehmung ist kein Nullsummen-
spiel. Die ähnlichen Ergebnisse in NRW und SH implizieren, dass Schüler*innen 
in unterschiedlichen Regionen Deutschlands die Situation verschiedener Gruppen 
übereinstimmend wahrnehmen. Al lgemein verweisen die Daten aus NRW und 
SH auf eine sehr hohe Diskriminierungssensitivität; Schüler*innen haben Ansprü-
che an Gleichberechtigung, die sie in der Gesellschaft  in Deutschland unzurei-
chend realisiert sehen. Sie nehmen damit ein Demokratiedefi zit im Hinblick auf 
die Diskriminierung von marginalisierten Gruppen wahr. Die hohen Diskrimi-
nierungswahrnehmungen verweisen auf den Erfolg der Strategien der LGBTQ+ 
Gemeinschaft , auf bestehende Diskriminierungen, zunehmende Übergriff e und 
transfeindliche Diskurse aufmerksam zu machen. So fi nden mehr Pride-Veran-
staltungen in Deutschland statt und auch queerfeindliche Hasskriminalität fi ndet 
größere politische Beachtung (Bundesministerium des Innern und für Heimat, 
2023). Jungen Menschen liegt die Gleichberechtigung der Menschen am Her-
zen. Da ss etwa die Hälft e der Schüler*innen der Meinung ist, dass Menschen 
mit verschiedenen politischen Positionen diskriminiert werden, kann als eine 

LGBTQ+ Gemeinschaft 

wird besonders häufi g 

als Diskriminiert wahrge-

nommen

Hohe Diskriminie-

rungssensitivität 

in NRW und SH

ICCS.indb   122ICCS.indb   122 06.02.24   11:4406.02.24   11:44



123Pluralismus 

Ta
be

lle
 6

.3
: 

W
ah

rn
eh

m
un

g 
vo

n 
D

is
kr

im
in

ie
ru

ng
 im

 L
an

d 
de

r 
B

ef
ra

gu
ng

A
nt

ei
l S

ch
ül

er
*in

ne
n 

fü
r d

ie
 A

nt
w

or
tk

at
eg

or
ie

n 
„V

ie
l“ 

un
d 

„T
ei

lw
ei

se
“

LG
B

TQ
+ 

G
em

ei
n-

sc
ha

ft

M
en

-
sc

he
n 

m
it 

M
ig

ra
tio

ns
-

ge
sc

hi
ch

te

in
 A

rm
ut

 
le

be
nd

e 
M

en
sc

he
n

M
en

sc
he

n,
 

di
e 

ni
ch

t 
w

ei
ß 

si
nd

M
en

sc
he

n 
m

it 
B

eh
in

de
-

ru
ng

Fr
au

en

M
en

sc
he

n 
au

s 
et

hn
i-

sc
he

n 
M

in
-

de
rh

ei
te

n
re

lig
iö

se
 

M
in

de
rh

ei
te

n

M
en

sc
he

n 
m

it 
an

de
re

n 
po

lit
is

ch
en

 
M

ei
nu

ng
en

ju
ng

e 
M

en
sc

he
n

äl
te

re
 

M
en

sc
he

n
%

(S
E

)
%

(S
E

)
%

(S
E

)
%

(S
E

)
%

(S
E

)
%

(S
E

)
%

(S
E

)
%

(S
E

)
%

(S
E

)
%

(S
E

)
%

(S
E

)
N

or
dr

he
in

-W
es

tfa
le

n1
87

.3
(0

.7
)

80
.3

(0
.9

)
84

.9
(0

.7
)

82
.8

(1
.0

)
82

.2
(0

.8
)

74
.5

(1
.2

)
65

.0
(1

.1
)

77
.2

(0
.9

)
60

.7
(1

.1
)

49
.8

(1
.2

)
31

.2
(1

.1
)

Sc
hl

es
w

ig
-H

ol
st

ei
n1,

2
88

.0
(1

.0
)

80
.2

(1
.1

)
85

.8
(0

.9
)

84
.4

(1
.2

)
86

.1
(0

.9
)

75
.3

(1
.0

)
66

.9
(1

.3
)

77
.3

(1
.3

)
63

.3
(1

.5
)

48
.3

(1
.7

)
32

.4
(1

.4
)

VG
 E

ur
op

a
79

.3
(0

.2
)

73
.5

(0
.2

)
72

.3
(0

.2
)

70
.2

(0
.2

)
65

.4
(0

.2
)

61
.5

(0
.3

)
60

.8
(0

.2
)

59
.8

(0
.2

)
55

.2
(0

.3
)

49
.1

(0
.3

)
37

.5
(0

.3
)

B
ul

ga
rie

n
76

.9
(1

.1
)

68
.7

(0
.9

)
74

.1
(0

.9
)

71
.9

(1
.1

)
66

.3
(1

.0
)

62
.8

(1
.2

)
66

.1
(1

.1
)

60
.0

(1
.0

)
58

.1
(1

.0
)

55
.7

(1
.1

)
57

.1
(1

.2
)

D
än

em
ar

k2
75

.6
(0

.8
)

74
.8

(1
.0

)
62

.2
(1

.0
)

75
.3

(0
.8

)
63

.5
(1

.0
)

62
.3

(1
.1

)
-

-
56

.7
(0

.9
)

41
.9

(1
.0

)
43

.8
(1

.0
)

20
.3

(1
.0

)
E

st
la

nd
80

.5
(1

.2
)

70
.4

(1
.2

)
70

.3
(1

.0
)

73
.4

(1
.4

)
63

.0
(1

.4
)

57
.6

(1
.2

)
-

-
56

.2
(1

.2
)

56
.9

(1
.3

)
52

.3
(1

.2
)

38
.0

(1
.7

)
Fr

an
kr

ei
ch

85
.7

(0
.6

)
84

.1
(0

.6
)

84
.7

(0
.7

)
79

.5
(0

.7
)

83
.8

(0
.7

)
83

.7
(0

.7
)

63
.9

(0
.9

)
76

.3
(0

.8
)

55
.3

(1
.0

)
59

.2
(1

.1
)

42
.3

(1
.1

)
Ita

lie
n

88
.6

(0
.5

)
90

.0
(0

.6
)

81
.0

(0
.8

)
83

.7
(0

.7
)

72
.6

(0
.8

)
68

.2
(1

.1
)

70
.8

(1
.0

)
61

.0
(1

.1
)

54
.0

(0
.9

)
44

.4
(1

.4
)

29
.7

(1
.1

)
K

ro
at

ie
n4

83
.6

(0
.8

)
70

.7
(1

.0
)

72
.4

(1
.0

)
57

.5
(1

.1
)

49
.4

(1
.1

)
51

.6
(1

.2
)

54
.3

(1
.1

)
59

.1
(1

.1
)

49
.2

(1
.2

)
38

.2
(1

.1
)

33
.0

(1
.1

)
Le

ttl
an

d4
76

.5
(1

.0
)

62
.3

(1
.0

)
65

.7
(1

.0
)

60
.7

(1
.2

)
57

.0
(1

.0
)

50
.8

(1
.2

)
52

.8
(1

.2
)

43
.0

(1
.1

)
55

.0
(1

.0
)

47
.7

(1
.2

)
38

.8
(1

.1
)

Li
ta

ue
n

84
.8

(0
.7

)
71

.2
(1

.1
)

70
.1

(1
.2

)
71

.1
(1

.0
)

61
.8

(1
.2

)
61

.7
(1

.2
)

60
.1

(1
.2

)
55

.2
(1

.1
)

64
.5

(1
.1

)
54

.5
(1

.4
)

44
.2

(1
.4

)
M

al
ta

73
.6

(1
.0

)
79

.1
(0

.6
)

64
.9

(0
.8

)
71

.0
(0

.9
)

63
.6

(1
.1

)
65

.4
(1

.9
)

63
.8

(1
.0

)
62

.0
(1

.3
)

65
.5

(1
.3

)
54

.1
(2

.1
)

45
.4

(1
.7

)
N

ie
de

rla
nd

e3
88

.2
(0

.9
)

78
.0

(1
.1

)
72

.0
(1

.4
)

83
.9

(1
.0

)
79

.0
(1

.0
)

61
.4

(1
.4

)
73

.1
(1

.0
)

77
.5

(1
.1

)
44

.6
(1

.1
)

33
.1

(1
.2

)
28

.7
(1

.1
)

N
or

w
eg

en
4,

5
71

.4
(0

.7
)

75
.1

(0
.8

)
66

.6
(0

.8
)

63
.1

(0
.9

)
65

.4
(0

.8
)

47
.3

(0
.8

)
53

.3
(1

.0
)

62
.7

(0
.8

)
52

.5
(0

.8
)

42
.3

(0
.9

)
22

.3
(0

.7
)

P
ol

en
78

.5
(0

.7
)

64
.7

(0
.9

)
77

.0
(0

.8
)

74
.9

(0
.8

)
59

.0
(0

.6
)

62
.4

(1
.0

)
54

.3
(0

.9
)

55
.6

(1
.0

)
59

.6
(0

.9
)

55
.7

(0
.8

)
29

.8
(0

.8
)

R
um

än
ie

n
85

.1
(1

.5
)

70
.4

(2
.0

)
85

.6
(1

.0
)

73
.1

(1
.5

)
75

.7
(1

.4
)

70
.3

(1
.6

)
70

.9
(1

.6
)

65
.5

(1
.4

)
62

.9
(1

.4
)

63
.1

(2
.4

)
52

.8
(2

.2
)

S
ch

w
ed

en
4

70
.6

(1
.0

)
74

.9
(1

.1
)

64
.4

(1
.1

)
53

.4
(1

.2
)

67
.8

(1
.1

)
58

.2
(1

.1
)

52
.2

(1
.2

)
57

.1
(1

.0
)

41
.0

(1
.1

)
40

.6
(1

.2
)

25
.7

(1
.0

)
S

lo
w

ak
ei

81
.5

(0
.9

)
69

.8
(1

.1
)

74
.5

(0
.9

)
72

.8
(1

.0
)

66
.7

(1
.0

)
58

.6
(1

.0
)

59
.3

(1
.1

)
56

.9
(1

.1
)

58
.7

(1
.1

)
51

.8
(1

.1
)

40
.5

(1
.2

)
S

lo
w

en
ie

n
75

.4
(0

.8
)

67
.8

(0
.9

)
71

.4
(0

.9
)

65
.6

(0
.9

)
56

.2
(1

.0
)

54
.5

(1
.2

)
55

.8
(1

.1
)

60
.1

(1
.0

)
58

.4
(1

.1
)

50
.8

(1
.2

)
44

.7
(1

.0
)

S
pa

ni
en

79
.4

(0
.7

)
80

.3
(0

.8
)

74
.1

(0
.8

)
61

.2
(1

.1
)

60
.9

(1
.0

)
61

.4
(1

.1
)

57
.6

(1
.5

)
47

.7
(1

.0
)

54
.7

(1
.0

)
38

.0
(1

.1
)

28
.9

(1
.0

)
Zy

pe
rn

72
.0

(0
.9

)
70

.6
(0

.9
)

70
.4

(0
.9

)
71

.2
(0

.8
)

65
.5

(0
.8

)
68

.6
(0

.9
)

64
.5

(0
.9

)
63

.9
(0

.8
)

60
.4

(1
.0

)
58

.0
(0

.9
)

52
.3

(0
.9

)

V
G

 E
ur

op
a.

 V
er

gl
ei

ch
sg

ru
pp

e 
E

ur
op

a.
 M

itt
el

w
er

t d
er

 e
ur

op
äi

sc
he

n 
Lä

nd
er

gr
up

pe
.

1  
B

en
ch

m
ar

k-
Te

iln
eh

m
er

. N
ic

ht
 T

ei
l d

er
 V

G
 E

ur
op

a.
2  

Te
iln

ah
m

eq
uo

te
n 

au
f S

ch
ul

- u
nd

/o
de

r S
ch

ül
er

eb
en

e 
lie

ge
n 

un
te

rh
al

b 
de

r i
nt

er
na

tio
na

le
n 

Vo
rg

ab
en

, w
od

ur
ch

 R
ep

rä
se

nt
at

iv
itä

t n
ic

ht
 in

 g
le

ic
he

r W
ei

se
 a

bg
es

ic
he

rt 
is

t. 
3  

Vo
rg

ab
en

 fü
r T

ei
ln

ah
m

eq
uo

te
n 

au
f S

ch
ul

- u
nd

/o
de

r S
ch

ül
er

eb
en

e 
un

te
r E

in
be

zu
g 

vo
n 

E
rs

at
zs

ch
ul

en
 w

er
de

n 
be

in
ah

e 
er

re
ic

ht
.

4  
A

us
sc

hl
üs

se
 d

er
 n

at
io

na
le

n 
Zi

el
po

pu
la

tio
n 

lie
ge

n 
zw

is
ch

en
 5

–1
0 

%
.

5  
A

bw
ei

ch
en

de
 Z

ie
lp

op
ul

at
io

n:
 9

. K
la

ss
e.

IE
A

: I
nt

er
na

tio
na

l C
iv

ic
 a

nd
 C

iti
ze

ns
hi

p 
E

du
ca

tio
n 

S
tu

dy
 

©
 IC

C
S

 2
02

2

ICCS.indb   123ICCS.indb   123 06.02.24   11:4406.02.24   11:44



124 Hermann Josef Abs, Johanna F. Ziemes & Beatriz Matafora

 Herausforderung für die Sensibilisierungsarbeit der politischen Bildung gesehen 
werden. Das Item impliziert keine extremen oder verfassungsfeindlichen Meinun-
gen. Wenn starke Meinungsäußerungen aus der Sicht von Jugendlichen gefährlich 
wirken, so könnte sich dies negativ auf die Beteiligung in diskursiven Prozes-
sen auswirken. Ein Gefühl der Unsicherheit und der Glaube, eine abweichende 
Meinung zu vertreten, stehen in einem negativen Zusammenhang zu der Betei-
ligung an politischen Diskussionen (Matthes et al., 2018; Wansink et al., 2023). 
Zusätzlich sieht etwa die Hälft e der jungen Menschen sich selbst als diskriminier-
te Gruppe. Dies passt zu anderen Ergebnissen aus diesem Band: Weniger als die 
Hälft e der Schüler*innen glaubt, dass Abgeordnete die Interessen junger Men-
schen gut vertreten können (vgl. Kap. 7). 

6.4  Überzeugungen zur Privilegierung von Religion in der 
Gesellschaft

Die Überzeugung, dass sich aus der Zugehörigkeit zu einer Gruppe Vorrechte er-
geben, impliziert die Abwertung anderer Sichtweisen und Interessen, die nicht 
mit dieser Gruppe verbunden werden. Damit stellt Privilegierung immer auch 
eine mit Pluralismus unvereinbare Form der Diskriminierung dar. Ansprüche auf 
eine herausgehobene Position treten immer wieder in Erscheinung und stellen 
die demokratische Verfasstheit auf die Probe. Es stellt sich die demokratiepoliti-
sche Frage, ob es gelingt, die Gleichberechtigung aller im politischen Prozess zu 
verteidigen oder ob sich die Idee der Privilegierung aufgrund eines behaupteten 
angestammten Vorrechts oder des vermeintlichen moralischen bzw. politischen 
Mehrwerts einer Gruppe durchsetzen kann. 

Radikalisierte Privilegierung mit Bezug auf eine Gruppe wird als Extremismus 
beschrieben, der das Rechtsstaatsprinzip, die demokratische Verfasstheit und die 
im Grundgesetz festgelegten Gleichheitsrechte missachtet (Enzmann, 2018). Laut 
Verfassungsschutzbericht (BMI, 2023) ist die Demokratie in Deutschland derzeit 
durch unterschiedliche extremistische Tendenzen bedroht, die sich anhand des 
Bezugs auf unterschiedliche politisch ideologisch, ethnisch, national oder religiös 
defi nierte Gruppen unterscheiden lassen. 

Der Prozess der Radikalisierung einer privilegierenden Gruppenperspekti-
ve wird in der Adoleszenz von (1) Identitätsproblemen, (2) Vorurteilsstrukturen, 
(3) Ideologien bzw. Überzeugungen zur eigenen Gruppe und (4) dissozialem Ver-
halten genährt (Beelmann, 2022, S. 162ff .). Der Gruppenbezug ist dabei in allen 
vier Punkten relevant. Erstens kann er dazu dienen, Probleme in der individuellen 
Identitätsentwicklung durch die starke Betonung einer Gruppenidentität zu be-
arbeiten. Zweitens kann er mit abwertenden Vorurteilsstrukturen gegenüber an-
deren Gruppen verbunden werden, um die Privilegierung der eigenen Gruppe 
zu rechtfertigen. Drittens kann der Gruppenbezug durch explizite Überzeugun-
gen zur Besonderheit der eigenen Gruppe untermauert werden. Viertens kann er 
Strukturen bereitstellen, die dissoziales Verhalten gegen andere Gruppen decken 
oder sogar unterstützen. Es ist zu betonen, dass privilegierende Überzeugungen 
noch nicht als solche extremistisch sind, aber sie können als Frühwarnindikator 
für ein Radikalisierungspotenzial dienen.

Im Rahmen von ICCS wird ein besonderes Augenmerk auf den dritten As-
pekt gelegt, also die Überzeugungen, die eine Gruppe gegenüber dem Rest der 
Gesellschaft  hervorheben. Dies ist im Kontext einer Schulleistungsuntersuchung 
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Privilegierung als 

Kontext möglicher 
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Überzeugungen zur 
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sinnvoll, denn die pädagogische Arbeit an Überzeugungen fokussiert weniger 
persönlichkeitspsychologische Faktoren als eine Abfrage zu Identitätsproblemen 
und evoziert weniger soziale Erwünschtheit als eine Abfrage von Vorurteilen oder 
dissozialen Verhaltenstendenzen. Von den vier erwähnten Bedingungen der Ra-
dikalisierung können Überzeugungen am ehesten im Rahmen formaler Bildungs-
formate (Klassenunterricht) der Sekundarstufe bearbeitet werden. 

In ICCS werden entsprechende gruppenbezogene Überzeugungen am Beispiel 
von Religion erfasst. Religion ist als sozialer Gruppenbezug für die politische So-
zialisation interessant, weil Religion dann priorisiert wird, wenn Jugendliche Dis-
kriminierung erfahren oder strukturell diskriminiert sind (Khosrokhavar, 2022). 
Strukturelle Diskriminierung kann jedoch auch Mehrheitsgesellschaft en betreff en, 
wenn ein politisches System nicht die Gewähr der chancengleichen Berücksichti-
gung von Meinungs- oder Interessenvertretung leistet (z. B. bei durch Oligarchie 
korrumpierten Institutionen). 

Die Überzeugungen zur Privilegierung von Religion in der Gesellschaft  wurden 
erstmals in ICCS 2009 erfasst und seitdem fortgeführt. In allen drei Zyklen von 
ICCS bildete die Beteiligung an diesem Frageblock eine internationale Option; 
die teilnehmenden Bildungssysteme konnten frei entscheiden, ob sie die jeweili-
gen Items in die Schülerbefragung übernehmen wollten oder nicht. Innerhalb der 
europäischen Vergleichsgruppe haben sich alle Bildungssysteme außer Estland, 
Frankreich und Italien dafür entschieden teilzunehmen. 

Der Frageblock wurde eingeleitet mit „Wie sehr stimmst du folgenden Aus-
sagen über Religion zu oder nicht zu?“, woraufh in sieben Aussagen (Variablen 
IS4G35A-G) in einem vierstufi gen Antwortformat („Stimme stark zu“, „Stimme 
zu“, „Stimme nicht zu“, „Stimme gar nicht zu“) bewertet werden konnten: 
A. Religion ist für mich wichtiger als das, was in der nationalen Politik passiert.#

B. Religion hilft  mir zu entscheiden, was richtig und was falsch ist.#

C. Religiöse Autoritäten sollten mehr Macht in der Gesellschaft  haben.#

D. Religion sollte beeinfl ussen, wie Menschen miteinander umgehen.#

E. Religiöse Regeln sind wichtiger als staatliche Gesetze.#

F. Alle Menschen sollten die Freiheit haben, ihre eigene Religion auszuüben.
G. Religiöse Menschen sind die besseren Bürger*innen.#

Die Schülerantworten zu sechs Aussagen – mit # gekennzeichnet – konnten zu ei-
ner international vergleichbaren Skala (S_RELINF) zusammengefasst werden, 
die über die teilnehmenden Länder hinweg eine hohe Reliabilität (Cronbachs 
α  =  0.91) erzielt. Nicht integriert in diese Skala wurde das Item zur Freiheit der 
Religionsausübung.

Im Mittel zeigt sich, dass die Schüler*innen in NRW und SH einer privile-
gierten Stellung der Religion signifi kant seltener zustimmen als Schüler*innen aus 
den Ländern der europäischen Vergleichsgruppe. Der Unterschied ist für NRW 
gering, jedoch für SH mit ca. 44 % einer Standardabweichung bedeutsam. Gleich-
wohl erscheinen die Anteile von Schüler*innen, die religiösen Autoritäten mehr 
Macht in der Gesellschaft  geben wollen, als hoch. In NRW stellen sie in einigen 
Schulklassen die Mehrheit. Selbst in SH hält knapp jede*r fünft e Schüler*in religi-
öse Regeln für wichtiger als staatliche Gesetze.

Im internationalen Vergleich fällt auf, dass die Länder, in denen eine signifi -
kant stärkere Zustimmung zur Skala gemessen wurde, sämtlich zur Gruppe der 
Länder gehören, in denen Transparency International (2022; vgl. Kapitel 7 zu Per-
sistenz) eine höhere Korruptionswahrnehmung als in den übrigen Ländern der 
Vergleichsgruppe Europa berichtet. Das legt die Hypothese nahe, dass angesichts 

Erfassung privilegierender 

Überzeugungen zu 

Religion in ICCS 

Funktionale 

Einschränkungen der 

Demokratie als möglicher 

Grund, privilegierende 

Gruppenüberzeugungen 

anzunehmen. 

Zustimmung zur 

Privilegierung von 

Religion in NRW 

erkennbar höher als in SH 

Gemeinsamkeiten 

für alle Kontexte mit 

hoher Zustimmung 

zur Privilegierung von 

Religion

ICCS.indb   125ICCS.indb   125 06.02.24   11:4406.02.24   11:44



126 Hermann Josef Abs, Johanna F. Ziemes & Beatriz Matafora

VG Europa. Vergleichsgruppe Europa. Mittelwert der europäischen Ländergruppe.
1 Benchmark-Teilnehmer. Nicht Teil der VG Europa.
2 Teilnahmequoten auf Schul- und/oder Schülerebene liegen unterhalb der internationalen Vorgaben, wodurch Repräsentativität nicht in 

gleicher Weise abgesichert ist. 
3 Vorgaben für Teilnahmequoten auf Schul- und/oder Schülerebene unter Einbezug von Ersatzschulen werden beinahe erreicht.
4 Ausschlüsse der nationalen Zielpopulation liegen zwischen 5–10 %.
5 Abweichende Zielpopulation: 9. Klasse.

 Wert signifi kant höher als VG Europa (p < 0.05)
 Keine siginifi kante Abweichung von VG Europa
 Wert signifi kant niedriger als VG Europa (p < 0.05)

IEA: International Civic and Citizenship Education Study © ICCS 2022

Tabelle 6.4: Überzeugungen zur Privilegierung von Religion in der Gesellschaft

Anteil Schüler*innen für die Antwortkategorien 
„Stimme stark zu“ und „Stimme zu“ Skalenwert

Religion 
wichtiger als 

nationale 
Politik

Religion hilft 
richtig und 
falsch zu 

entscheiden

Mehr Macht 
für religiöse 
Autoritäten

Religiöse 
Regeln 

wichtiger als 
Gesetze

Religiöse 
Menschen 
bessere 
Bürger*

 Stellung 
von Religion 

in der 
Gesellschaft

% (SE) % (SE) % (SE) % (SE) % (SE) M (SE)
Nordrhein-Westfalen1 38.2 (1.3) 43.0 (1.6) 31.4 (1.3) 27.7 (1.3) 16.7 (0.9) 46.1 (0.4)
Schleswig-Holstein1,2 28.1 (1.8) 32.1 (1.7) 23.3 (1.4) 19.1 (1.7) 12.9 (1.4) 43.5 (0.4)

   
VG Europa 44.6 (0.3) 47.4 (0.3) 31.4 (0.3) 32.8 (0.3) 30.5 (0.3) 47.9 (0.1)  
Bulgarien 58.0 (1.2) 52.4 (1.3) 40.3 (1.3) 43.2 (1.2) 46.5 (1.1) 50.4 (0.2)
Dänemark2 25.1 (1.2) 27.4 (1.3) 14.1 (0.7) 15.7 (0.9) 11.7 (0.8) 43.9 (0.3)
Estland - - - - - - - - - - - -  
Frankreich - - - - - - - - - - - -  
Italien - - - - - - - - - - - -  
Kroatien4 64.7 (1.4) 67.1 (1.3) 41.3 (1.4) 40.1 (1.6) 29.9 (1.2) 51.2 (0.3)
Lettland4 23.2 (1.0) 23.3 (1.0) 19.1 (0.8) 18.8 (0.8) 19.7 (0.9) 43.6 (0.2)
Litauen 27.2 (0.9) 30.0 (1.2) 22.8 (1.1) 23.7 (0.9) 32.5 (1.3) 45.1 (0.2)
Malta 59.8 (1.6) 67.5 (1.3) 45.3 (1.6) 46.2 (1.6) 38.3 (1.7) 51.7 (0.3)
Niederlande3 37.4 (1.9) 38.4 (1.6) 27.4 (1.3) 28.3 (1.4) 19.4 (1.1) 45.6 (0.4)
Norwegen4,5 25.7 (1.1) 29.3 (1.0) 15.9 (0.8) 18.7 (0.9) 16.8 (0.7) 43.5 (0.2)
Polen 31.8 (1.2) 46.3 (1.3) 11.0 (0.7) 18.2 (1.0) 15.8 (0.9) 45.0 (0.3)
Rumänien 64.7 (3.9) 75.2 (2.3) 47.9 (2.4) 45.0 (3.6) 55.4 (2.7) 53.0 (0.7)
Schweden4 31.1 (1.8) 35.2 (2.0) 18.9 (1.2) 24.9 (1.5) 19.3 (1.1) 44.8 (0.4)
Serbien 73.7 (1.0) 67.3 (1.2) 58.7 (1.3) 55.2 (1.3) 51.2 (1.2) 54.1 (0.2)
Slowakei 44.8 (1.6) 45.2 (1.8) 30.5 (1.3) 31.8 (1.5) 32.5 (1.3) 48.1 (0.3)
Slowenien 43.6 (1.2) 45.5 (1.2) 35.9 (1.0) 34.2 (1.1) 28.6 (1.0) 47.7 (0.3)
Spanien 34.2 (1.3) 44.3 (1.2) 27.6 (1.2) 26.0 (1.0) 25.7 (0.9) 45.9 (0.3)
Zypern 68.9 (1.0) 64.9 (1.1) 45.7 (1.1) 55.1 (1.0v 44.3 (1.2) 52.8 (0.3)

   
Außereuropäische Vergleichsländer    
Brasilien2 68.9 (1.1) 72.9 (0.8) 45.0 (0.9) 51.2 (1.2) 48.7 (0.9) 53.4 (0.2)  
Kolumbien 63.2 (1.2) 65.5 (1.3) 45.8 (1.6) 52.1 (1.5) 49.2 (1.6) 52.6 (0.3)  
Taiwan 22.5 (0.8) 33.0 (1.0) 19.5 (0.8) 16.3 (0.8) 13.4 (0.7) 45.4 (0.2)  

einer mangelnden rechtsstaatlichen Funktionsweise, die Bereitschaft  wächst, an-
deren Institutionen oder Gruppen eine höhere Bedeutung beizumessen. Im in-
ternationalen Vergleich erscheinen die Jugendlichen in den Staaten mit mehr 
Korruption strukturell diskriminiert. Sie erfahren off ensichtlich ein Defi zit an de-
mokratischer Rechtsstaatlichkeit. Eine Option für sie besteht darin, sich Gruppen 
zuzuwenden, die für sie im Vergleich als weniger korrupt erscheinen und mehr 
Teilhabe ermöglichen. Diese Hypothese trifft   auch innerhalb von Staaten zu, in 
denen sich Menschen einer Minderheitenreligion diskriminiert fühlen und selte-
ner annehmen, Teil einer legitimen Vielfalt zu sein und eine faire Interessenver-
tretung erwarten zu können. Auch dann wird der Wunsch nach einer stärkeren 
Stellung der Religion in der jeweiligen Gesellschaft  plausibel. 
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Eine Analyse mit nordrhein-westfälischen Daten aus ICCS 2016 (Gutzwil-
ler-Helfenfi nger et al., 2022) zeigte, dass allgemein Schüler*innen, die sich einer 
Religion zugehörig ausweisen und an religiösen Feiern teilnehmen, eher dazu 
tendieren, einen stärkeren Einfl uss von Religion in der Gesellschaft  zu wün-
schen. Dies gilt in unterschiedlichem Ausmaß für alle Religionen im Vergleich zu 
Schüler*innen, die sich keiner Religion zuordnen. Die Selbstzuordnung zum Is-
lam als Religion weist in diesem Kontext einen deutlich stärkeren Eff ekt auf als 
die angegebene Zugehörigkeit zum Christentum. Weiterhin erweist sich politi-
sches Wissen als protektiver Faktor.

Gleichwohl wäre es eine Fehlinterpretation anzunehmen, pauschal 
Schüler*innen, die sich mit einer religiösen Gruppe identifi zieren, als extremis-
tisch zu betrachten. So zeigen Goede et al. (2019) in einer Studie zur 9. Klasse 
in elf Bundesländern, dass nur 1,5 % der muslimischen Jugendlichen extremisti-
sche Einstellungen vertreten. Weiterhin sollten die Ergebnisse nicht im Hinblick 
auf den religionswissenschaft lichen oder theologischen Inhalt von Religionen in-
terpretiert werden, denn das Bekenntnis zu einer Religion, ist bei Jugendlichen 
häufi g nur mit geringen Kenntnissen zu den Inhalten der Religion verbunden 
(Gennerich & Streib, 2022). 

Die Ergebnisse verweisen insgesamt darauf, dass religiöse Bezüge dazu ver-
helfen können, eine alternative Positionierung gegenüber Institutionen und 
Strukturen aufzubauen, die als ausgrenzend bzw. nicht geeignet zur eigenen In-
teressenvertretung empfunden werden. Dies ist als Teil des gesellschaft lichen Plu-
ralismus anzuerkennen, jedoch dann kritisch mit Schüler*innen zu refl ektieren, 
wenn die alternativen Positionierungen zu einer reduzierten Toleranz gegenüber 
anderen beitragen oder zu Diskriminierung anderer führen und somit den ge-
sellschaft lichen Pluralismus untergraben. Der Frühwarnindikator zur Privilegie-
rung von Religion in der Gesellschaft  verweist darauf, bei welchem Prozentsatz 
der Schüler*innen eine Einschränkung von Off enheit für Pluralismus durch die 
Überzeugungen zur Privilegierung von Religion gegeben ist. Der Indikator ver-
weist in diesem Sinne auf den Bedarf, sich mit dem Verhältnis von (religiösen) 
Gruppen in der Gesellschaft  und der Funktionalität von Pluralismus in der politi-
schen Bildung zu beschäft igen.

6.5  Diskussion

Wenn man die Ergebnisse vor dem Hintergrund des Pluralismus als der positi-
ven Bewertung und des Schutzes einer Meinungs- und Interessenvielfalt betrach-
tet, der eine Voraussetzung des freien In-Beziehung-Tretens unterschiedlicher 
Auff  assungen in der Demokratie darstellt, lassen sich eine Reihe von Implika-
tionen ableiten. Zunächst erscheinen die Voraussetzungen für Pluralismus bei 
den Jugendlichen in NRW und SH insgesamt positiv ausgeprägt zu sein. Die 
Über einstimmung zu Gleichberechtigung für Männer und Frauen sowie für 
Migrant*innen und Nicht-Migrant*innen ist sehr hoch. Die Sensibilität für Dis-
kriminierung ist allgemein im europäischen Vergleich stark ausgeprägt und eine 
privilegierte Stellung von Religion in der Gesellschaft  wünschen sich in NRW und 
SH signifi kant weniger Jugendliche als im Mittel der europäischen Vergleichslän-
der. 

Zugleich zeigen die Ergebnisse aber auch Begrenztheiten und werfen Fragen 
auf, die eine verstärkte Aufmerksamkeit der politischen Bildung fordern: 

Religion als Möglichkeit 

einer alternativen 

Positionierung, wenn das 

politische System nicht 

für alle arbeitet,

… die jedoch zur 

Bedrohung für 

Pluralismus werden kann.

Politische Bildung und 

Demokratieerziehung 

sollten sich verstärkt 

um folgende Themen 

kümmern: 
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1. Sowohl bei der Gleichberechtigung von Frauen als auch bei der Gleichberechti-
gung von Migrant*innen fällt auf, dass Toleranz gegenüber einer Gruppe dann 
weniger vertreten wird, wenn es zu einer Konkurrenz mit den Interessen der 
privilegierten Gruppe kommen könnte. Dies verweist darauf, dass allgemeine 
Bekenntnisse zur Gleichheit auf konkrete Situationen übertragen und auf diese 
bezogen mit Lernenden diskutiert werden müssen. Hierzu kann in der politi-
schen Bildung erarbeitet werden, wie sich die Legitimation von Demokratie re-
duziert, wenn marginalisierte Gruppen (z. B. Frauen, Migrant*innen) nicht in 
politische und gesellschaft liche Prozesse einbezogen werden (Fraser, 2008).

2. Die im europäischen Vergleich hohe Sensibilität für Diskriminierung kann 
zwar als Ausweis für kritisches Bewusstsein und hohe Ansprüche an Gleich-
berechtigung gelesen werden, die in Diskrepanz zur wahrgenommenen Situa-
tion in Deutschland steht. Diese hohe Diskriminierungssensitivität geht jedoch 
nicht mit einer überdurchschnittlichen Bereitschaft  zur Partizipation einher 
(vgl. Kap. 10). Hier sind folglich Aktivitäten gefordert, die Schüler*innen darin 
unterstützen, ihre Sensibilität in Handeln zu überführen. Als möglicher Ansatz 
dazu bietet sich die Th ematisierung unterschiedlicher Wege gegen Diskrimi-
nierungserfahrung als Jugendliche an. 

3. Angesichts von ubiquitärer Diskriminierung (auch im Schulkontext vgl. Kap. 
17) stellt sich die Frage, wie die Achtung der Würde eines jeden Menschen zu 
einem gemeinsamen Anliegen gemacht werden kann. Dabei reicht es nicht aus, 
ausschließlich auf die Kompetenzen einzelner Lehrkräft e zu schauen (vgl. Kap. 
14), sondern es müssen auch institutionell und strukturell Veränderungspo-
tenziale von Schule diskutiert werden. Ein Weg besteht hier darin, die Identi-
fi kation mit der Schule als Ort gemeinschaft licher Gestaltung, der Pluralismus 
repräsentiert, zu fördern (Hahn-Laudenberg & Achour, 2020). 

4. Wenn mehr als zwei von zehn Schüler*innen in SH und drei von zehn in 
NRW religiösen Autoritäten in Deutschland mehr Einfl uss zukommen las-
sen wollen, verweist dies darauf, dass das Verhältnis von Religion und Ge-
sellschaft  dringend in der Schule thematisiert werden muss (Scheunpfl ug & 
Aff olderbach, 2018). Ein wichtiger Baustein ist dabei, dass Gespräche zwi-
schen Menschen organisiert und refl ektiert werden, die sehr unterschiedliche 
Auff assungen in Bezug auf Religion vertreten (Wuthnow, 2005, S. 289). Ein 
weitergehender Ansatz besteht in Aktivitäten, bei denen Schüler*innen unter-
schiedlicher Gruppen für einander Verantwortung übernehmen müssen (Beel-
mann, 2022, S. 172). 

5. Zum vorgenannten Punkt kann es hilfreich sein, mit den unterschiedlichen 
Religionsfächern an einer Schule zu kooperieren. In einer solchen Kooperation 
muss das Leitfach der politischen Bildung eine nicht religiöse Position einneh-
men (Sander, 2021). Das zuständige Schulfach der politischen Bildung kann 
durch die Refl exion von positiver und negativer Religionsfreiheit dazu beitra-
gen, die Demokratiegefährdung aufzuzeigen, wenn die Privilegierung von Reli-
gion Pluralismus einzuschränken droht. 

Die Aufgabe von politischer Bildung und Demokratiepädagogik besteht darin, 
Pluralismus als eine Grundlage für Demokratie einzuüben (Kühberger, 2020). Da-
mit dies in der Schule gelingen kann, ist es erforderlich, in der Lehrkräft ebildung 
Toleranz für verschiedene Gruppen und Positionen innerhalb der Demokratie zu 
erproben, Diskriminierung zu thematisieren, nach Wegen des Abbaus von Diskri-
minierung zu suchen und dem Streben nach Dominanz von einzelnen Gruppen 
entgegenzutreten. So kann es gelingen, Konfl ikte unter Anerkennung von Plura-

1. Toleranz auch bei 

Interessenkonkurrenz 

durchzuhalten

4. Pluralismus im Kontext 

von Religionen zu 

refl ektieren 

2. Bewusstsein in 

einschlägiges Handeln 

zu überführen

3. Die Organisation 

Schule als exemplarischen 

Raum zu gestalten 

5. Religionsfächer und 

politische Bildung ins 

Gespräch zu bringen
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lismus auszutragen (Achour et al., 2020) und die Produktivität des Pluralismus 
für die Regelung von gesellschaft lichen Auseinandersetzungen immer wieder neu 
unter Beweis zu stellen.
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